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—g«.’ 22. Oels, den 16. Mai 1890.
X Amtlicher Theil.

A. Bekanntmachungen des Königlichen Landraths-Amts. »
Nr. 185. Oels, den 8. Mai 1890. Jn Folge dessen werden die für Aussiellung des

Sonntag, den 18. Mai cr., von Vormittags 111/2
bis 1.Uhr Mittags wird der Augenarzt Herr Dr. Wolfs-
berg aus Breslau im Rathhause zu Oels arme Augen-
kranke und Blinde unentgeltlich untersuchen und mit
ärztlichem Rathe versehen.

Jndem ich den Kreisbewohnern hiervon Kenntniß
gebe, fordere ich die Magisträte, Herren Guts- und
Gemeindevorsteher auf, dafür Sorge zu tragen, daß
möglichst alle arme Augenkranke zu dieser Untersuchung
erscheinen.

Jch bemerke, daß sich unter den Blinden und Augen-
kranken häufig solche befinden, welche von den Ortsarmen-
Verbänden unterhalten werden müssen, die aber durch
eine Operation oder sonstige entsprechende Behandlung
doch noch seh- und erwerbssähig werden können, und daß
es daher nicht nur für die Kranken selbst, sondern auch
für die Armenverbände von höchster Wichtigkeit ist, daß
den vorhandenen Blinden und Augenkranken ärztlicher
Rath und Hilfe zu Theil wird.

Die Augenkranken und Blinden, welche von Herrn
Dr. Wolffberg untersucht werden sollen, sind, mit
einem Armuthsattest versehen, an genanntem Tage hierher
zu befördern.

Nr. 186.

 

 

. .. Oels, den 6. Mai 1890.

Die Schafraude betreffend.
Die Herren Amtsvorsteher erfuche ich, mir von jedem

Auftreten der Räude in einer Schafherde stets sofort
Kenntniß geben zu wollen.

Nr. 187. Breslau, den 24. April 1890.
Es ist darüber Beschwerde geführt worden, daß die

gemäß den §§ 7, 19 unb 20 der landespolizeilichen An-
ordnung vom 12. Juli 1881 (Amtsbl. S. 213 ff.) aus-
zustellenden Ursprungsattefte für Rindvieh von den Ge-
meinde- bezw. Gutsvorftänden nicht in vorschriftsmäßiger
Weise ausgesertigt werden. Jnsbefondere ist gerügt wor-
den, daß die genannten Atteste oft nicht erkennen lassen,
wer der Besitzer bezw. der Verkäuser des zum Verkaufe
gebrachten Rindviehes ist, da die Rubrik: „Statue, Stand
und Wohnort des Empfängers« häufig unausgesüllt bleibe
oder den Namen eines Fleischers oder Händlers enthalte.
Hierdurch werde bei Ermittelung irgend einer seuchenhaften
Krankheit (Rinderpeft, Milzbrand, Maul- und Klauenseuchch
urer Uxuftänden die Feststellung des Seuchenheerdes sehr
er wer .

 

 

Ursprungsatteftes geltenden Bestimmungen in folgender
Weise näher erläutert:

1. Jn die Rubrik: »Name, Stand und Wohnort des
Empfängers« ist stets der jeweilige Besitzer des
Rindviehes einzutragen; um« dies klar zu stellen,
wird es sich empfehlen, hinter den Namen des
Besitzers in Klammern zu schreiben: Besitzer (vergl.
unten Beispiel I).

2. Jn denjenigen Fällen, in welchen Viehhändler ge-
kaustes Vieh noch nicht 4Wochen in ihren Ställen
stehen haben und zum Weiterverkauf für den Trans-
port ein Ursprungsattest bedürfen, ist in der Spalte
,,Bemerkungen« außer der Angabe, wo und während
welcher Zeitdauer sich das Viehstück befunden hat
(Rundversügung vom25. April 1884 Pr. l. VIII. 1315)
aus Grund des früheren Ursprungsattestes der Be-
hörde desjenigen Ortes, in welchem das Viehstück
zuletzt stand, der Name des früheren Besitzers
einzutragen (vergl. Beispiel II).

3. Jn Fällen, in welchen Viehstücke am Ausstellungs-
orte des Ursprungsattestes verkauft und nach einem
anderen Orte transportirtwerden, ist in dem Attefte
außer dem Namen des neuen Besitzers auch der
Name des bisherigen Besitzers anzugeben und zwar
in Spalte Bemerkungen (vergl. Beispiel Ill).

4. Der Name des Transporteurs (ä 21 a. a. Q) ist
am Kopfe des Ursprungsattestes einzutragen.

Endlich wird daraus hingewiesen, daß die Angabe
falscher Namen seitens derjenigen, welche sich die Atteste
ausstellen lassen, den Strafbeftimmungen des § 360,
Ziffer 8 des Reichsstrafgesetzbuches unterliegt. Die Ge-
meinde- und Ortspolizeibehörden haben derartige Fälle,
welche zu ihrer Kenntniß gelangen, zur Anzeige zu bringen
bezw. strafrechtlich zu verfolgen.

Königlicher Regierungs-Präsident
J. V.: von Götz.

Oels, den 9. Mai 1890. .

Vorstehende Verfügung bringe ich hierdurch zur
Kenntniß der Ortsbehörden des Kreises. Dieselben wollen
bei Aussiellung der Ursprungsattefte die Anordnungen
genau beachten. Die drei Beispiele werden hierunter zum
Abdruck gebracht.
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YOUle .
· «- I.

Iltiprungßsfltteft.
Transporteur: C. Müller hierselbst. .
Giltig auf 8 Tage sür den Transport von Dietzdorf nach Neumarkt zum Markt.
  

 

ARE-Ener- f « Name, Stark-d und Wohnort G ich! ch A Farbe
es ieh- es e» e t. lter. ‑ « Bemerkun en.

Registers. Empfängers. _ unb manchen. ' g

Bauergutsbesitzer " roth,
C. Müller hierselbst. Ochse. 4 Jahre. weißer Bauch,

(Besitzer.) weiße Füße.      
 

Es wird hiermit bescheinigt, daß das vorbezeichnete 1 Stück Rindvieh während der letzten vier Wochen am
hiesigen Orte gestanden hat.

Dietzdorf, den 10. April 1890. Der Gemeindevorsteher.
(Siegel.) .....

II.
Ursprungs-Attest.

Transporteur: Viehhändler S. Cohn hierselbst.
Giltig aus 3 Tage für den Transport von Brieg nach Breslau zum Markt.
   

 
 

 
 

«· dLliunåzmer Name, Stand und Wohnort Farbe ·
es ieh- des Geschlecht Alter. . Bemerkungen.

Register-T Empfängers. unb thgetcben.

äaut »U;sprusitighs ZÄttesZRdås

Viehhändler bunf I mu mit einem evor e ers zu o -
. e w v 6.d.Mts. tdsSamuel Copn hterjelbjt. Kuh. 3 Jahre. weißes Rom; STIckZZetzkstocheuiZaMoik

(Besitzer.) witz gestanden und war im
Besitz desPaulScholz daselbst.

desgleichen. Kuh. 51/2 Jahre. JZMZZKFZF desgleichen.     
 

Es wird hiermit bescheinigt, daß die vorbezeichneten 2 Stück Rindvieh während der letzten drei Tage am
hiesigen Orte gestanden haben. · «

Brieg, den 12. Mai 1890. Die Polizei-Verwaltung
(Siegel.) ......

III.
. Ursprungs-Attest.

Transporteun Fleischermeister Franz Klein zu Breslau. ·
Giltig aus 3 Tage für den Transport von Ohlau nach Breslau.
   

 

 

Nummer Name, Stand und« Wohnort . Farbe « « Ü
RIGHT-g- « (Emptffi'igerß. Geschlecht. Alter. unb Abzeichm Bemerkungen.

FranzFlFekllsecihnerzjilietgerreslau, Kuh— 31/2 Jahre- Vgggsäggugåjß Giksfäkseigegrerlsnesstltzseiliav
Herrensiraße 12 (Vesitzer). . · hierselbst.

·· desgleichen. V Kalb. 1 Monat. · dunkelgrau. desgleichen.     
 

« Es wird hiermit bescheinigt, daß die vorbezeichneten 2 Stück Rindvieh während der letzten vier Wochen am
hiesigen Orte gestanden haben. _ » »

Ohlau, den 20. März 1890. Die Polizei-Verwaltung
(Siegel.) ...... .
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Nr. A188. « Oels, den 6. Mai 1890.

· Der Kaufmann Rudolph Weiß in Bernstadt
beabsichtigt auf. dem Grundstück Hypothekennummer 2

Groß-Zöllnig eine Ziegelei, bestehend in einem Brennofen
mit Flachwerkdach, zu errichten. _

Dieses Vorhaben bringe ich hierdurch mit dem Be-
merken zur öffentlichen Kenntniß, daß Einwendungen inner-

halb 14 Tagen bei mir anzubringen sind. ·
Nach Ablauf der Frist ist die Anbringung von Ein-

wendungen nicht mehr zulässig.
Zeichnung und Beschreibung der Anlage liegen in «

meinem Büreau zur Einsicht offen aus.

Nr. 189. Berlin, den 4. März 1890.

Bekanntmachung.
Bei der heute in Gegenwart eines Notars öffentlich

bewirkten 9. Verloosung von 31X2prozentigen, unterm
2. Mai 1842 ausgefertigten Staatsschuldscheinen sind die
in der Anlage verzeichneten Nummern gezogen worden.
Dieselben werdenden Besitzern zum 1. Juli 1890 mit

der Aufforderung gekündigt, die in den ausgeloosten
Nummern verschriebenen Kapitalbeträge vom 1. 3uli_1890
ab gegen Quittung und Rückgabe der Staatsschuldscheine
und der nach dem 1. Juli 1890 zahlbar werdenden Zins-
scheine Reihe XX. Nr. 8 nebst Zinsscheinanweisungen bei
der Staatsschulden-Tilgungskasse, Taubenstraße Nr. 29,
hierselbst, zu erheben. Die Zahlung erfolgt von 9 Uhr
Vormittags bis 1 Uhr Nachmittags, mit Ausschluß der
Sonn- und Festtage und der letzten drei Geschäftstage
jeden Monats.

Die Einlöfung geschieht auch bei den Regierungs-
Hauptkassen und in Frankfurt a. M. bei der Kreiskasse.

Zu diesem Zwecke können die Effekten einer dieser
Kassen schon vom 2. Juni d. J. ab eingereicht werben,
welche sie der Staatsschulden-Tilgungskasse zur Prüfung
vorzulegen hat und nach erfolgter Feststellung die Aus-
zahlung vom 1. Juli 1890 ab bewirkt.

Der Betrag der etwa fehlenden Zinsscheine wird
vom Kapitale zurückbehalten.

Mit dem 1. Juli 1890 hört die Verzinsung der ver-
loosten Staatsschuldscheine auf.

Zugleich werden die bereits früher ausgeloosten, aus
der Anlage verzeichneten, noch rückständigen Staatsschuld-
scheine wiederholt und mit dem Bemerken aufgerufen, daß
die Verzinsung derselben mit den einzelnen Kündigungs-
terminen aufgehört hat. .

Die Staatsschulden- Tilgungskasse kann sich in einen
Schriftwechsel mit den Inhabern der Staatsschuldscheine
über die Zahlungsleistung nicht einlassen.

cZssormulare zu den Quittungen werden von sämmt-
lichen obengedachten Kassen unentgeltlich verabfolgt.

Haupt-Verwaltung der Staatsschulden.
Sydow.
Breslau, den 7. März 1890.

Jndem wir obige Bekanntmachung der Haupt-Ver-
waltung der Staatsschulden hierdurch zur Kenntniß des
Publikums bringen, machen wir, da die Zahl der aus
früheren Verloosungen noch rückständigen Staatsschuld-
scheine eine sehr erhebliche ist, wiederholt auf die Nach-
theile und Verluste aufmerksam, welche den dabei Be-
theiligten in dem Falle erwachsen, wenn die Beträge der
jetzt oder schon früher verloosten Staatsschuldscheine nicht
rechtzeitig in Empfang genommen werden, indem die über
die zur Erhebung der Valuta festgesetzten Termine fort-
bezogenen Zinsen zurückerstattet werden müssen.

 

 

Ein Verzeichniß der jetzt oder schon früher aus-
geloosten Staatsschuldscheine, wie ein sdllches diefem Stürke
des Amtsblattes beigegeben worden, liegt bei« der Regie-·
rungs-Hauptkasse und der Instituten-Kasse hiersekbst, bei
den Kreiskassen, sowie auf den Büreaus der Landrätheund
Magisträte des Bezirks und in dem Büreau des hiexigen
Königlichen Polizei-Präsidiums zur Einsicht vor.

Königliche Regierung.
Freiherr Juncker von Ober-Conreut.

Oels, den 24. April 1890.
Vorstehende Bekanntmachung bringe ich mit dem -Be-

merken zur öffentlichen Kenntniß, daß Verzeichnisse der
ausgeloosten Staatsschuldscheine in meinem Amtslocale,
bei der Königlichen Kreiskasse hier, sowie bei den Magifträten
des Kreises zur Einsicht ansliegen.

Nr. 190. Oels, den 9. Mai 1890.
Der Herr Minister des Jnnern hat dem Comitå für

den Luxuspferdemarkt zu Marienburg die Erlaubniß ertheilt,
in Verbindung mit dem im Herbste d. J. daselbst ab-
zuhaltenden Pferdemarkte eine öffentliche Verloosung von
Pferden, Wagen und anderen Gegenständen zu veranstalten
und die in Aussicht genommenen 150 000 Loose zu je
1 Mark im ganzen Bereiche der Monarchie zu vertreiben.

Dies bringe ich "hiermit zur öffentlichen Kenntniß.

Der Komgliche Landrath.
von Kardorff.

B. Bekanntmachungen anderer Behörden.
Rathe, den 12. Mai 1890. "

Bekanntmachung.
Da die Maul- und Klauenseuche unter dem Rind-

vieh des Bauergutsbesitzers Julius Krause in Dammer
erloschen ist, so werden die angeordneten Sperrmaßregeln
hiermit aufgehoben.

" Der Amtsvorfteher.
gez. J o n a s.

Schm"arse, den 30. April 1888.
S t a t n t

für den aus dem Guts- und Gemeindebezirk
Schmarse des Kreises Oels gebildeten

Spritzenverband
§ 1. Der Guts- und Gemeindebezirk Schmarse

bilden zusammen einen einheitlichen Spritzenverband, mit
dem Sitze der Verwaltung in der Gemeinde.

§ 2. Die Vertretung des Spritzenverbandes besteht
ans dem jedesmaligen Gutsvorsteher und dem jedes-
maligen Gemeinde-Vorstande

» § 3. Das Stimmenverhältniß der Verbandsvertreter
regelt sich nach dem Beitragsverhältniß der Art, daß der
Gutsvorsteher eine Stimme und die Vertreter der Gemeinde
zwei Stimmen zu führen haben.

§ 4. Die Vertreter des Spritzenverbandes wählen
unter sich einen Vorsitzenden und einen ftellvertretenden
Vorsitzenden Die erste Wahl leitet der Amtsvorsteher.
Alle Geschäfte der Vertreter des Spritzenverbandes
werden im Ehrenamt verwaltet und erhalten die Vertreter
keinerlei Entschädigung —
_ §5. Die Vertretung des Spritzenverbandes ver-
sammelt sich in dem von ihr zu bestimmenden Lokale
innerhalb des Verbandbezirks, so oft sie von dem Vor-
sitzenden berufen wird. Der Vorsitzende ist zur Berufung
verpflichtet, wenn mindestens die Hälfte der Vertreter dies
verlangen.
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Die Vertretung beschließt nach Stimmenmehrheit.
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorsitzenden
den Ausschlag.

§ 6. Der Vorsitzende bringt die Beschlüsse der
Vertretung zur Ausführung und führt unter seiner
Unterschrift die laufende Correspondenz. Er vertritt den
Spritzenverband nach außen.

Zu Urkunden, durch welche der Verband rechtliche
Verpflichtungen übernehmen foll, ist die Mitunterschrift
noch zweier Mitglieder der Vertretung des Verbandes
erforderlich.

§ 7. Die Spann- und Handdienste regeln sich
zwischen Guts- und Gemeindebezirk nach dem Verhältniß
von 1 zu 2, wie er nach der Orts-Feuerlösch-Ordnung
jedesmal bestimmt ist.

§ 8. DieKoften des Spritzenverbandes werden auf
den Guts- und Gemeindebezirk in der Weise vertheilt,
daß der Gutsbezirk 1/3 und die Gmeinde 2/3 zu leisten
hat. Die auf die Gemeinde entfallenden 2/3 von
Kosten werden aus der Gemeindekasse entnommen und
mit den allgemeinen Gemeindebeträgen erhoben.

§ 9. Ueber die Führung der Verbandstasfe und die
Anstellung eines Rendnnten beschließt die Vertretung des
Spritzenverbandes.

§ 10. Bleibt der Gutsbezirk und der Gemeinde-
bezirk mit den auf diese Bezirke ausgeschriebenen Beiträgen
in Rest, so ist dem Königlichen Landrathe hiervon Mit-
theilung zu machen, welcher die zwangsweise Beitreibung
der Reste herbeiführen wird.

§ 11. Die Aufsicht über die Spritze und die zum
Gebrauch derselben erforderlichen Geräthschaften führt der
Amtsvorsteher.

§ 12. Die Bestätigung des Statuts erfolgt durch
den Kreis-Ausschuß

§ 13. Abänderungen des Statuts können vor-
behaltlich der Bestätigung des Kreis-Ausschusses nur vor-
genommen werden, wenn mindestens 2-«3 der Vertreter
ihre Zustimmung ertheilen.

Die Vertretung des ·Spritzenverbnndes:
Der Gutsvorfteher. Der Gemeinde-Vorstand
gez. H. Grove. gez. Brückner.

gez. Spieler.
Der Amtsvorfteher.
gez. von Wedell.

Oels, den 15. Mai 1888.
Vorstehendes Statut wird hierdurch bestätigt.

Der Kreisausschuß des Kreises Das.
(L. S.) gez. von Kardorff

Buchwald, den 30. Oktober 1887.

» S t a t n t
fur den aus den Guts- und Gemeindebezirken
Buchwald herzoglich und Antheil Buchwald,
Kreis Oels, bestehenden Spritzenverband.

.§ 1.s Die Guts- und Gemeindebezirte Buchwald
herzoglich und Antheil Buchwald bilden zusammen einen
einheitlichen Spritzen-Verband mit dem Sitze der Ver-
waltung in der Gemeinde Buchwald herzoglich.

§ 2. Die Vertretung des Spritzenverbandes besteht
aus dem Gutsborsteher Jkedes Bezirks, oder einer von
demselben schriftlich bevollmächtigten männlichen, voll-
jährigen, unbeseholtenen Person, dem Gemeindevorsteher
von Antheil Buchwald und dem Gemeindevorstande von
Buchwald herzoglich.

 

 

 

 an

 

 
  

§ 3. Das Stimmenverhältniß der Verbandsvertreter
regeltsich nach dem Beitrags-Verhältniß (§ 8) der Art,
daß der Gutsvorsteher von Buchwald herzoglich 3 Stimmen,
der Gutsvorsteher von Antheil Buchwald 1 Stimme, der
Gemeindevor«-·teher von Antheil Buchwald 1 Stimme, der
Gemeindevorstand von Buchwald herzoglich 5 Stimmen,
von denen der Gemeindevorsteher 2, jeder Schöffe dagegen
1 Stimme zu führen hat.

§ 4. Die Vertreter des Spritzenverbandes wählen
unter sich einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden
Vorsitzenden. Alle Gefchäfte der Vertreter des Spritzen-
verbandes werden im Ehrenamt verwaltet und erhalten
dieselben keinerlei Entschädigung

§ 5. Die Vertretung des Spritzenverbandes ver-
sammelt sich in dem von ihr zu befiimmenden Lokale
innerhalb des Verbandsbezirks, so ost sie von dem Vor-
sitzenden berufen wird. Letzterer ist zur Berufung derselben
verpflichtet, wenn mindestens die Hälfte der Vertreter
dies verlangt.

Die Vertretung beschließt nach Stimmenmehrheit, bei
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorsitzenden den
Ausschlag.

§ 6. Der Vertretung des Spritzenverbandes stehen
in Beziehung auf die Verwaltung derselben die Rechte
einer Gemeindeversummlung, dem Vorsitzenden derselben
aber die Rechte des Gemeindevorstehers zu.

Der Vorsitzende bringt die Beschlüsse der Vertretung
zur Ausführung und führt unter seiner Unterschrift die
laufende Eorrespondenz. Er vertritt den Spritzenverband
nach außen.

Zu Urkunden, durch welche der Verband rechtliche
Verpflichtungen übernehmen soll, ist die Mitunterfchrift
noch zweier Mitglieder der Vertretung des Verbandes
erforderlich.

§7. Die Vertretung des Spritzenverbandes hat
alle Obliegenheiten zu erfüllen, welche nach der Polizei-
Verordnung, betreffend die Regelung des Feuerlösch-Wesens
fürdas platte Land der Provinz Schlesien vom 26.März1887 ,
andern Falls den Guts- und Gemeinde-Vorständen obliegen
würden. Namentlich hat die Vertretung für die Be-
schaffung und Unterhaltung der für den Verband erforder-
lichen Löschgeräthfchaften zu sorgen, über die Verwendung
derzurFeuerlöschhilfeVerpflichtetenBestimmungenzutreffen,
die Geftellung der bei ausgebrochenem Feuer erforderlichen
Gespanne anzuordnen, den Spritzenmeister und seinen
Stellvetreter zu ernennen u. s. w.

§ 8. Die Kosten des Spritzenverbandes werden auf
die Gutsbezirke und die Gemeinden nach Maßgabe der
Grund- und Gebäudesteuer vertheilt und an die Kasse
des Verbandes gezahlt. Der hiernach sich ergebende
Antheil der Gemeinde wird ebenso aufgebracht, wie alle
übrigen baaren Gemeinde-Bedürfnisse Die Gemeindekasse
zahlt den Antheil und werden die Kosten mit den all-
gemeinen Gemeindebeiträgen erhoben. «

§ 9. Die Führung der Verbandskasse liegt dem
Vorsitzenden ob.- _ _ » .

§ 10. Bleibt der Gutsbezirk oder die Gemeinde mit
den ausgeschriebenen Beiträgen im Rest» so .wird die
wangsweise Beitreibung auf erfolgte Mitthetlunq des
Vorsitzenden an den Königlichen Landrath herbeigeführt.

§ 11. Die Aufsicht über die Spritze und die
zum Gebrauch derselben erforderlichen Geräth chaften führt
der Amtsvorsteher.

— NeIfi zwei Beilagen.

 

 

 



1. Beilage zu Nr. 22 des Oelser Kreis-blaues ,
§ 12. Die Bestätigung dieses Statuts erfolgt gemäf

§ 139 des Zuständigkeits-Gefetzes vom 1. Auguft1883 durd
den Kreis-Ausschuß .

§ 13. Abänderungen desStatuts können vorbehaltlich
der Bestätigung des Kreis-Ausschusses nur vorgenommen
werden, wenn mindestens 2/3 der Vertreter ihre Zustimmung
ertheilen.

Die Vertretung des Spritzenverbandes.
Der Gutsvorsteher von Buchwald herzoglich und

Antheil Buchwald.
J. A.: gez. Hennig _

Der Gemeinde-Vorstand von Frei-Antheil Buchwald.
J. V.: gez. Stolper.

Der Gemeinde-Vorstand von Buchwald herzoglich.
gez. Günther. Zedler. Grätz.

Oels, den 23. November 1887.
Vorsteheudes Statut wird hierdurch bestätigt.

Der Kreis-Ausschuß
gez. von Kardo.rff. Fels. Graf Kospoth.

ER. Grünig. Hallmann. Rumbaum.
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Kaltvorwerk, den 20. März 1888.

. S t a t u t
für den aus den Gutsbezirken und den Ge-
meinden Kritfchen, Netsche und Crompusch des

Kreises Qels gebildeten Sprttzenverband
§ 1. Die Gutsbezirle und die Gemeindebezirke

Kritschen, Netsche und Crompusch bilden zusammen einen
gemeinschaftlichen Spritzenverband mit dem Sitze und der
Verwaltung Kritschen

§ 2. Die Vertretung des Spritzenverbandes dieser
drei Ortschaften besteht aus dem Gutsvorfteher und aus den
Gemeindevorstehern der betreffenden Ortschaften.

§ 3. Das Stimmenverhältniß der Verbandsvertreter
regelt sich nach dem Beitragsverhältniß (§ 7) der Art,
daß jeder Vertreter mindestens 1 Stimme zu führen hat.

§ 4. Die Vertreter des Spritzenverbandes wählen
unter sich einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden
Vorsitzenden. Die erste Wahl leitet der Amtsvorsteher oder
ein von ihm zu bestimmendes Mitglied der Verbands-
vertretung. Alle Geschäfte der Vertreter des Spritzen-
verbandes werden im Ehrenamt verwaltet und erhalten
die Vertreter keinerlei Entschädigung Für jetzt ist gewählt
als Vorsitzenderder jedesmalige Gutsvorsteher von Kritschen
und als dessen Stellvertreter der jedesmalige Gemeinde-
vorsteher von Kritschen.

§5. Die Vertretung des Spritzenverbandes ver-
sammelt sich auf Berufung des Vorsitzenden in einem
von demselben zu bestimmenden Lokale. Der Vorsitzende
ist zur Berufung verpflichtet, wenn mindestens die Hälfte
der Vertreter dies verlangen. Die Vertretung beschließt
nach Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit giebt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

§ 6. Bezüglich der Bespannungder gemeinschaftlichen
Spritze und der Wasserwagen, sowie Gestellung der Lösch-
mannschaften und Anschaffung und Unterhaltung der
übrigen Löschgeräthschaften bleibt es bei den einzelnen
Ortschaften bei der bisherigen Observanz

 

  

§ 7. Die Kosten des Spritzenverbandes werden auf
die Gutsbezirke und die Gemeinden nach Maßgabe der
Grund- und Gebäudesteuer vertheilt und an die Kasse des
Verbandes gezahlt.

Der hiernach sich ergebende Antheil«der Gemeinde wird
ebenso aufgebracht, wie alle übrigen baaren Gemeinde-
bedürfnifse. Die Gemeindekasse zahlt den Antheil und
werden die Kosten mit den allgemeinen Gemeindebeträgen
er oben. .
h § 8. Die Verbandskasse wird von dem jedesmaligen

Gemeindevorsteher der Gemeinde Kritschen geführt.
§ 9. Bleibt ein einzelner Guts- oder Gemeinde-

bezirk mit den auf diese Bezirke ausgeschriebenen Beiträgen
in Rest, so ist dem Landrathe hiervon Mittheilung zu
machen, welcher die zwangsweise Beitreibung der Reste
herbeiführen wird.

§ 10. Die Aufsicht über die Spritze und die zum
Gebrauch derselben erforderlichen Geräthschaften führt der
Guts- und Gemeindevorsteher von Kritschen unter Ober-
aufsicht des zuständigen Amtsvorstehers für Kritschen.

§ 11. Die Bestätigung dieses Statuts erfolgt ge-
mäß § 139 des Zust«ändigkeits-Gefetzes vom 1. August
1883 durch den Kreisausschuß

§ 12. Abänderungen des Statuts können vor-
behaltlich der Bestätigung des Kreisausschusses nur vor-
genommen werden, wenn mindestens 2/.°‚ der Vertreter ihre
Zustimmung ertheilen.

Die Vertretung des Spritzenverbandes.
Remuß. Kynast

Oels, den 10. April 1888.
Vorstehendes Statut wird hierdurch bestätigt.

Der KreisausschrLß sdes Kreises Oels.

gez. von. Kind-Iris

Oels, den 5. Mai 1890.

Steckbriefs-Erneuerung.
Der unter dem 16. Februar 1888 hinter dem Arbeiter

Ludwig Dombrowsly aus Kochlow, Kreis Kempem und
dem Knecht Johann Heinrich von dort erlassene Steckbrief
wird hiermit erneuert.

Der Erste Staatsanwalt

Berlin, W.‚ 2. Mai 1890.

Bekanntmachung
Zulassung von Postaufträgen im Verkehr mit dem

Deutschen Postamt in Constantinopel.
oJm Verkehr mit dem Deutschen Postamt in Con-

stantinopel können vom 15. Mai d. J. ab Gelder bis zum
Meistbetrage von 800 M. im Wege des Postauftrages
unter den für den Vereinsverkehr geltenden Bedingungen
eingezogen werden. Wechselprotefte werden nicht ver-
mittelt. Ueber das Nähere ertheilen die Postanstalten
Auskunft.

Reichs-Postamt, I. Abtheilung.
Sa ch s e.

   





2. Beilage zu Nr. 22 des Oelfer Kreisblattes.
Die Colonialpolitik im Retchstage.

Die in dem Nachtragsetat enthaltene Forderung von
4500000 Mark »für Maßregeln zur Unterdrückung des
Sklavenhandels und zum Schutze der deutschen Interessen
in Ostafrika« hat dem Reichstage Anlaß geboten, über
Colonialpolitik im Allgemeinen zu verhandeln und hierbei
schon wiederholt erörterte Gesichtspunkte wiederum einer
Besprechung zu unterziehen. Es darf dies nicht Wunder
nehmen: für den gegenwärtigen Reichstag ist dieser
Gegenstand der Discussion etwas Neues, wie auch ander-
seits der Wechsel in der Kanzlerschast und in dem Staats-
secretariat des Auswärtigen einen hinreichenden Grund
dafür bietet, daß Fragen von Neuem erörtert werden,
welche schon seit einiger Zeit als entschieden gelten konnten.

Ob wirklich die Zahl derjenigen groß ist, welche mit
dem Abgeordneten Bamberger der Meinung waren, daß
mit dem Wechsel in der Kanzlerschast auch ein Wechsel
in der Colonialpolitik eintreten würde, erscheint uns sehr
fraglich. Jedenfalls ist der Reichskanzler von Caprivis
einem solchen Jrrthum mit aller Entschiedenheit entgegen-
getreten. Mit Recht konnte der Kanzler darauf hinweisen,
daß die Reichsregierung sich in dieser Frage stets in
Uebereinstimmung befunden hat, nicht nur mit den Be-
schlüssen des Reichstages, sondern auch mit dem Wollen
und Empfinden der Nation; ebenso aber acceptirte er
auch für die Zukunft den Ausspruch seines Vorgängers,
daß die Colonialpolitik nur so weit geführt werden solle,
als sie von dem Wollen und Empfinden der Nation ge-
tragen nnd gestützt werde. Nun ist es allerdings eine
schwierige Sache, dieses Wollen und Empfinden in jedem
einzelnen Falle mit Haaresschärfe festzustellen, und alle
Parteien, auch die gegnerischen, berufen sich stets immer
aus den Willen der Nation. Man wird daher den weiter
von dem Reichskanzler geltend gemachten Gesichtspunkt
als willkommeneii Maßstab begrüßen können, daß er —-
obwohl er selbst ursprünglich nicht zu den Freunden der
Colonialpolitik gehört hat —- der Ueberzeugung ist, daß wir,
so wie die Sache jetzt liegt, ,,nicht ohne Verlust an Ehre
und nicht ohne Verlust an Geld wieder zurückkönnen, daß
wir aber ebensowenig auf dem gegenwärtigen Standtpunkt
stehen bleiben können, daß uns also nichts übrig bleibt,
als sortzuschreiten.«

Das ist echt preußische, echt deutsche Art, und wir
zweifeln nicht, daß dieser Grundsatz in seiner praktischen
Nutzanwendung auf die Colonialpolitik auch in vollem
Einklang mit dem Wollen und Empfinden der Nation sich
befindet. Der Reichskanzler hat es aber zugleich mit
vollem Recht abgelehnt, schon jetzt in Zahlen die Grenze
festzulegen, welche der Colonialpolitik gezogen werden
müssen: auf einem solchen Gebiete kann man die Zukunft
nicht bestimmt voraussehen, und anderseits werden, wie
man zur Genüge aus Erfahrung weiß, selbst unbestimmt
gehaltene Erklärungen je nach den Bedürfnissen der Politik
von gegnerischer Seite nur zu leicht dazu verwerthet, einer
nothwendigen und natürlichen Entwickelung Hindernisse zu
bereiten. Anderseits wird die Erklärung des Reichskanzlers,
daß er ,,kein Colnialschwärmer« sei, auch da beruhigend
wirken, wo man aus der Weigeruug, der Colonialpolitik
schon jetzt eine bestimmte Grenze zu ziehen, wieder etwa
Besorgnisse herzuleiten geneigt sein könnte: dasF allgemeine
Ziel ist, und hiermit hat der Kanzler seine Stellung in
seiner gewiß Alle befriedigenden Weise präcisirt, »das
Reich dahin zu bringen, daß es nicht mehr engagirt ist»  

und daß die Colonial-Gesellschasten allein die Geschäfte
führen und doch noch Geldgewinn dabei für sie herauskommt «

Denjenigen, welche heute den Stab über die Colonial-
politik brechen und mit Zahlen die schlechten finanziellen
Geschäfte beweisen wollen, welche wir damit bisher ge-
macht haben sollen, hat Herr von Caprivi mit Recht
vorgehalten, daß ein Ueberschuß von Jdealismus, der
nach dem letzten Kriege in Deutschland vorhanden war,
in der colonialpolitischen Bewegung zum Ausdruck gekommen
sei. Ebenso wenig wie man mit dem Jdealismus brechen
wird, wird man es mit der Colonialpolitik thun können,
dieser ,,Politik des Glaubens und der Hoffnung«, welche
eines großen europäischen Staates würdig und angemessen ist.

Soweit die Stellung der Regierung zur Colonial-
politik in Frage stand. haben neben diesen Erklärungen
des Reichskanzlers auch diejenigen des Staatssekretärs
Freiherrn Marschall von Bieberftein, welche sich ins-
besondere auf bie Erfolge in Ostasrika bezogen, hinreichende
Klarheit verbreitet. Der Reichstag wird erst später seine
Meinung aussprechen; vorläufig liegen nur von Seiten
Bambergersund des Sozialdemokraten von Vollmar ab-
lehnende Aeußerungen vor; diejenigen der Conservativen
(Graf StolbergsWernigerode), der Reichspartei (v.Kardorsf)
und des Centrums (Windthorst) ließen im Ganzen Zu-
stimmung erkennen. Hoffen wir, daß die Beschlüsse des
Reichstags eine Bestätigung der Worte des Reichskanzlers
enthalten werden: »Wir glauben im Stande zu sein, die
Colonialpolitik so führen zu können, daß die allgemeine
deutsche Politik keinen Schaden leidet, und daß das ge-
rechte Gefühl nationalen Stolzes nicht verletzt werden werbe.“

Sozialdemokrattscher Arbeiterschutz.
Die sozialdemokratische Fraktion hat im Reichstag

einen Arbeiterschutzantrag eingebracht, der ganz unausführ-
bare Dinge verlangt und so recht auf dem Wege zum
sozialistischen Zukunftsstaate liegt. Der radikale Charakter
des Entwurfs giebt sich namentlich in drei Forderungen kund.

Zuerst das Verlangen nach einem 10stündigen
Maximalarbeitstage, der bis zum 1. Januar 1898 auf
8 Stunden herabgeinindert werden soll. Acht Stunden
soll dann durchgängig das Höchste sein, was der gewerb-
liche Arbeiter täglich zu leisten hat, oder —- um in der
Weise sozialistischer Blätter zu sprechen —- der Arbeiter
soll mindestens zwei Drittel des Tages vor Ausbeutung
geschützt werden. Noch geringere Arbeitszeit zu verlangen
steht ihm natürlich frei. Die Thorheit, eine solche
Forderung zu stellen, welche die Gradunterschiede in der
Schwere der verschiedenen Arbeiten ganz unberücksichtigt
läßt und dem gewerblichen Arbeiter viel mehr freie Zeit
sichern soll, als sie die meisten Kopsarbeiter genießen, ist
in den letzten Wochen bei Gelegenheit der Agitation für
die verunglückte Maifeier zur Genüge erörtert worden.

Das Schwergewicht des Entwurfs liegt aber in der
Organisation besonderer Arbeitsbehörden. Diese bestehen
in einem Reichsarbeitsamt, dessen Organisation künftiger
gesetzlicher Regelung vorbehalten ist, in einzelnen Arbeits-
ämtern für jeden Bezirk von nicht unter 200000 und
nicht über 400000 Einwohnern, in je einer Arbeits-'
kammer für jeden dieser Bezirke und in Arbeits-Schieds-
gerechten. Die Arbeitskammern sollen aus 24 bis 36
Mitgliedern bestehen, welche zu gleichen Theilen von den
Unternehmern aus ihrer Mitte und von den Arbeitern
aus deren Mitte unter Gleichberechtigung der Geschlechter
zu wahlen sind. Jm Reiche würden also ungefähr

 



150 Arbeitsämter mit ebensoviel Arbeitskammern, die
zusammen 4500 Mitglieder zählten, zu errichten sein.
Wenn diese Behörden Alles ausführen sollen, was ihnen
der Entwurf zuweist, so würde selbst eine Verdoppelung
der Kräfte nicht ausreichen. Man denke, was das
Arbeitsamt (ein Arbeitsrath mit zwei Gehilfen) zu thun
hat: Entscheidungen über Gesuche um Zulassung von
Sonntagsarbeit und Frauennachtarbeit und um Ber-
ünderungen der Arbeitsschichten, mindestens einmalige
Besichtigung sämmtlicher Betriebe ihres Bezirks im Jahre,
Vermittelung des Arbeitsnachweises, Abfassung von
Jahresberichten u. s. w. Die Arbeitstammern haben die
Entscheidungen über die für alle Betriebe obligatorischen
Arbeitsordnungen und dürfen Untersuchungen anstellen
über nichts weniger als folgende Kleinigkeitem Wirkung
von Handels- und Schiffahrtsverträgen, Zöllen, Steuern,
Abgaben, Lohnhöhe, Lebensmittel- und Miethpreife,
Concurrenzverhältnisse, Fortbildungsschulen und gewerb-
liche Anstalten, Modell- und Mustcrsammlungen,
Wohnungszustände, Gesundheits- und Sterblichkeits-
verhältnisfe der arbeitenden Bevölkerung Sie haben
ferner Beschwerden über Mißstände im gewerblichen Leben
zur Kenntniß der Behörden zu bringen, Gutachten über
Maßregeln und Gesetzentwürfe abzugeben, welche das
wirthschaftliche Leben ihres Bezirks berühren. Endlich
find sie Berufungsinstanz wider die Urtheile der Schieds-
gerichte. Es giebt kaum eine staatliche Verwaltungsstelle,
welche mit solcher Machtfülle ausgestattet wäre, als die

Fast noch bezeichnender sind die drakonischen Strafen,
welche gegen Unternehmer, die gegen den Entwurf ver-
stoßen, festgesetzt sind, und ganz besonders die Vorschriften
über das antitionsrecht. Zunächst wollen die Antrag-
steller im § 152 der Gewerbeordnung, welcher die Auf-
hebung der Coalitionsverbote ausspricht, den zweiten
Absatz streichen, der den Rücktritt von Coalitionen frei-
stellt. Der § 153 bedroht jetzt diejenigen mit Strafe,
welche Andere zur Theilnahme an anlitionen zu zwingen
oder am Rücktritt von solchen zu hindern versuchen.
Künftig dagegen soll jeder Zwang zur Theilnahme an
Strikes siraflos, der Zwang zur Nichttheilnahme aber
strafbar sein!! Außerdem sollen alle Fachvereine,
Gewerkschaften, Unterstützungskaffen 2c. den Gesetzen über
das Vereins-, Versammlungs- und Versicherungsrecht
entzogen werden. Hier wird unverhüllt für die sozial-
demokratischen Bestrebungen, für Strikes, für Formirung
der Arbeiterbataillone 2c. ein Ausnahmerecht beansprucht,
worin alle bürgerlichen Parteien übereinstimmend eine
Verhöhnung des Reichstags erblicken müssen.

Die zielbewußten Sozialdemokraten wäffen auch
genau, daß solche übertriebene Ansprüche im Rahmen
der bestehenden Gesellschaftsordnung unausführbar sind,
und im Wesentlichen sollen die Forderungen dazu dienen,
den Schein zu erwecken, daß von diesem Staate nichts
Ordentliches zu erwarten sei.

 

erträumten Arbeiterbehörden.  
 
 

Kirchttche Nachrichten
Am Sonntage Eraudi

predigen in der Schloßkirche:
Frühprcdigt 6 Uhr: Herr Propst Thirlmann.
Amtspredigt 9 Uhr : Herr Superiutendent Ueberschär.
Nachmittags-Predigt 11/2 Uhr: Herr Propst

Thielmann. ,
Beichte früh ing Uhr: Herr Propst Thielmann.

Wochenpredigt:
Donnerstag, den 22. Mai, früh 81X2 Uhr: Herr

Pastor Kühn aus Bogschütz, welcher auch für
den beurlaubten Diakonus Biehler Beichte
halten wird.

Amtswoche: Herr Propst Thielmann.
 

Kirschen-Verpachtung 7
Die Verpachtung der Kirschen an den

Kreis- und Provinzial·-Chausseen im
Landkreife Breslau pro 1890 findet an
die Bestbietenden in einzelnen Loosen und
gegen Baarzahlung

Freitag den 23. Mai1890,
zum Vormittags 9 Atti ab,
gut Hatttianfe zu Kleinburg

Die Eintheilung der Loose, die Reihenfolge
derselben beim Ausgebot, fowie die Pacht-
bedingungen können bei den Chauffee-Auffehern
und in den Hebestellen eingesehen werben.

ßreßlain den 9. Mai 1890.
Der Kreiks-Baumeister.

hllo.

Das-Dampf und Inneren-Bad
in den W o l f Wehr-n Antrag-en

ist von Donnerstag, den 15. Mai ab, geöffnet.
Bestellungen für Bäder und Badefpecies, sowie auf künstliche und natürliche Brunnen

werden nur in meiner Apotheke entgegengenommen. ‚

Fünf Wannenbader kosten 3 Mark.
W Bei Umtaufrh vor-jähriger Billets find 10 Pfennige nachzuzahlen. A

Oels, den 14. Mai 1890.

F. Oswald.
 

Bekanntmaehung.
Unter dem Hornvieh der Ackerbürger

Gottlieb Altmann und Gottlieb
Eis-L oflmane II. hierselbst ist die Klauen-
seuche ausgebrochen, was wir hiermit unter
Bezugnahme auf § 58 der Instruktion zum
Reichsviehseuchengesetze vom 23. Juni 1880
zur öffentlichen Kenntniß bringen.

Bernstadt i. Schl., den 13. Mai 1890.

Die Polizei-Verwaltung
Dr. Kronisch.

Die Maul- und Kslauenseuche ist unter
dem Rindvieh der Freistellenbesitzer August
Schütze und Vogt zu Qber-Mühlwitz
ausgebrochen

Die erforderlichen Sperrmaßregeln find
angeordnet worden.

Reesewitz, den 14. Mai 1890.

Der Amtsvorfteher.
Gka v. Dyhrn.

 

 

Unter dem Rindvieh des Freigärtners
Wilhelm Kot-So zu Neu-Ellguth ist
die Maul- und Klauenseuche ausgebrochen.
Die Stallsperre ist angeordnet.
Bielguth, den 14. Mai 1890.
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Ein leerer, mit Drill überzogener Reise-
kosfer, gezeichnet v. lC.. mit Messingschild
Anstaunen-Berlin ist in einem Wasser-
loche, nahe am Bahnhofe zu Hundsfeld- ge-
funden warben. -

- Der2Amtstorsteher .  

9«Befanntinar’bnng.
Unter dem Hornvieh des Dominii

Vorstadt-Bernstadt ist die Maul- und
Klauenseuche ausgebrochen, was ich hiermit
unter Bezugnahme auf § 58 der Instruktion
zumReichsuiehseuchengesetzevom23.Juni1880
zur öffentlichen Kenntniß bringe.

Vorstadt-Bernstadt,den14.Mai1890.

Der Amtsvorsteher-Stellvertreter.
von Hahn.

Ein Mühlengrundftück
am Prosna-Arme, unmittelbar an der Grenz-
stadt Grabow (Posen) belegen, bestehend
aus einer maffiven Mühle neuesterKonstruktion,
einem masfiven Wohnhaufe und Speicher,
einer Scheune und einigen Stallungen von
Holz, 8,75,20 Hektor Acker und Wiese, vor-
wiegend ll. Klasse, ist unter ungewöhnlich
leichten Bedingungen aus freier Hand zu
verkaufen. Näheres bei dem Bauunternehmer
C. Not-gehauen- in Grabow (Pofen).

naflenauftjtagkgarmntare
für Behörden und die Herren Bauhandwerkss

 

 

meister find in der A. Ladung-scheu

He » im tret-verraten    


